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Aal der Londoner Konferenz der stellvertretenden Außenminister LEO ZAFSCHMAR S

Die Stimmen zum Deutschland-Problem
\

Polen und Tschechoslowakei wollen plötzlich den deutschen Einheitsstaat

LONDON —- Der Konferenz der stellvet tretenden Außenmimster werden in den letzten Taten die
verschiedenen Memoranden zar deutschen krexe überreicht . Die franrosireben Vorschläge (deren
Hanntinhelt im „ebenstebenden Leitartikel wiedergegeben ) fanden die Zustimmung Jugoslawiens .
Außer diesen beiden Lio fern haben aodi ? o'1and, Polen , Tscheclioilowakti , Griechenland , Italien
and Norwegen ihre Auffassungen bekanntgegeben .

Holland will Dezentralisation
Der holländische Delegierte vertritt den Stand¬

punkt . duß eine Dezentralisierung im potitischenAufbau Deutschlands erforderlich sei . Holland istder Meinung , daß ein Staatenbund die gegebenestaatsrechtliche Form für Deutschland wäre unddaß es in der Kontrollorgan 'sation für das Ruhr¬
gebiet und das Rheinland vertreten zu seinwünsche für den Fall , daß die Großmächte d'eseGebiete unter internationale Kontrolle stellenwü -den.

Ho” and tritt ferner für einen Wiederaufbau der
Friedensindustrie Deutschlands ein und verlangt ,daß d e Produktion der deutschen Stahlindustrieund der chemischen Werke nicht unter das Sicher¬
heitsniveau herabgesetzt werden -dürfe Auchmüsse die deutsche Industrie in Zusammenhangm ' t der europäischen und der Weltwirtschaft ge¬bracht werden .

Zusammenfassend erklärte der holländische Vor-t-e ' e- . daß die Wiedergenesung Deutschlands zudar Wiedogpenesung Europas beitragen müsse und

daß das deutsche Volk wissen solle, daß dieser
Cenesunrsprozeß und die spätere Prosperität sei¬
nes Landes nur möglich sein könnten , wenn der
politische und wirtschaftliche Aggressionsgeist end¬
gültig aufgegeben werde .

. . . und Jugoslawien
Die jugoslawische Abordnung verlangte in Ihrem

Memorandum die Fortsetzung der al' i ' erten De¬
satzung und Kontrolle für e ' ne lange Zeit a ’s den
Schlüssel zur Lösung des Problems eines Nach¬
kriegsdeutschland .

Das iugos ’awische Memorandum weist darauf
hin . daß es die Aufgabe der Alliierten sein müsse,eine allgemeine politische und wirtschaftliche
Kontrolle zu errichten und das deutsche Volk
schrittweise für eine verantwortliche Se’hstre ^ e-
rung von unten nach oben zu gewinnen . Das Me¬
morandum befürwortet d 'e Liquidierung Preußens
und unterstützt die polnischen Gebietsforderungen .

Sensationelle Erklärungen
Geradezu sensationell wirkten auf die Versamm¬

lung die Ausführungen des polnischen und tsebe-
chos’owakischen Memorandums . Sie gipfeln in der
Forderung nach einem Einheitsstaat , der die künf -
i ' ge S' aatsform Deutschlands bilden solle. (Wir
haben die nähere Begründung dieser überraschen¬
den Standpunkte gleichfalls im nebenstehenden
Leitartikel behandelt .)

Die Übewaoehtmg • bei den übrigen Teilnehmern
der Konferenz war so groß , daß der französische
-̂Delegierte C o uv e de Murville den polnt-s-ren Delegierten fragte , weiche Gründe seine
Regierung habe , so zu denken , obwohl doch
Deutschland niemals einen solchen Grad von Na¬
tionalismus und Revis 'onismus erreicht habe wie
unter dem zentralistischen Regime, insonderheit
dem Hitlerregime .

Dar französische Delegierte wies auch auf die
Geiahr hin . die der deutsche Imperialismus in
einem geeinten Deutschland darstellen könne .
Trotz dieser naheliegenden Einwände verharrte
der polnische Vertreter auf seinem Standpunkt .

Interessant und aufschlußreich war seine Ant¬
wort auf die Frage des französischen Vertreters ,wie denn die Forderung der poln'schen Regierung ,Preußen zu liquidieren , verstanden werden solle,obwohl doch dar preußische Geist auch in Pom¬
mern . Schlesien und Ostpreußen noch lebe !

Der po ’nlsche Delegierte konnte darauf nur er¬
widern , daß d 'ese Liquidierung möglich sei , denn
die polnische Regierung denke nicht an ein mäch¬
tiges geeintes Deutschland .

Der tschechoslowakische Vertreter verlangte ins¬
besondere noch die Zerschlagung der Konzerne
und Verstaatlichung der in Nazibesitz befindlich
gewesenen Unternehmungen . Auch müsse die
deutsche Abrüstung wirksam kontrolliert werden .

Gtiechenland verlangt 500009 t Kohlen
Der griechische Delegierte Aghnides sprach

sich für die Schaffung eines deutschen Staaten¬
bundes aus . Dieses System würde nach seiner
Ansicht Deutschland nur einen gewissen Grad von
Zentralisierung zusichern , die sich durch den
mäßigenden Einfluß der verschiedenen Staaten des
Hundes von selbst regeln würde .

Auf wirtschaftlichem Gebiet liegt es im Interesse
Europas , daß die deutsche Industrie nicht zu sehr
dezentralisiert wird , und daß Deutschland wieder
einen ehrbaren Platz im Weltwirtschaftsleben ein¬
nimmt , ohne jedoch so stark zu werden , daß es
für die europäischen Länder und insbesondere für
die Balkanstaaten , so wie vor dem letzten Kriege ,
eine Gefahr darstellt .

Griechenland verlangt außerdem eine jährliche
Zuteilung von 500 000 Tonnen deutscher Kohle und
wünscht , daß die in Italien . Österreich , der Türkei ,in Argentinien usw. befindlichen deutschen Ver¬
mögenswerte auf Reparationskonto gesetzt werden .
Griechenland verlangt auch , daß Deutschland sich
verpflichtet , 20 Jahre lang dieselbe Warenmenge
wie in der Zeit von 1935 bis 1939 nach Griechen¬
land einzuführen . Deutschland führte vor dem
Kriege 22 000 Tonnen ein , während Griechenland
44 300 Tonnen ausführte .

Italien braucht den deutschen Mat kt
Italien hat den Generalsekretär der Konferenz

der Sonderbeauftragten der Außenminister davon
unterrichtet , daß es seine Beteiligung an der Aus¬
arbeitung des Friedensvertrags mit Deutschland
an der Seite der anderen Alliierten für erforder¬
lich halte . In dem Memorandum wird erklärt , daß
Italien seit Oktober 1943 mit Deutschland im
Kriegszustand war , und daß es Opfer gebracht
habe , die in dem zwischen den Alliierten und Ita¬
lien abgeschlossenen Friedensvertrag offiziell an¬
erkannt worden seien.

Das Endziel des in Vorbereitung befindlichen
Friedensvertrages mit Deutschland sei die Restau¬
ration Europas , und diese Restauration sei ohne
de Mitwirkung Italiens unmöglich. Und endlich
b- .uche Italien auch den deutschen Markt , und es

sei infolgedessen ganz normal , wenn es an der Er¬
örterung des Vertragsentwurfs mit Deutschland
teilnehme .

Das italienische Memorandum schließt mit der
Erklärung , daß seine Mitwirkung bei der Aus¬
arbeitung des Vertrags mit Den' schland in poli¬tischer . juristischer und moralischer Hinsicht un¬
bedingt erforderlich sei.

Norwegens Forderungen t
Der norwegische Botschafter in London hat

gleichfalls der Konferenz der Sonderbeauftragten
ein Memorandum seiner Regierung vorgelegt
Folgende Punkte dieses Memorandums sind von
größter Bedeutung :

Sicherheit : Norwegen hält es für m ' t am wich¬
tigsten , einen Schutzvertrcg gegen einen even¬
tuellen künftigen deutschen Angriff abzuschließen .
Dabei wäre es unwesentlich , welche Form dieser
Schutzvertrag erhalten würde . Auf Jeden Fall ist
es nach norwegischer Auffassung unbedngt er¬
forderlich , gewisse Gebiete des politischen und
wirtschaftlichen Lebens Deutschlands auch nach
Frlodensschluß eine bestimmte Zeltlang unter Kon¬
trolle zu belassen , b s die Reparationsverpflich¬
tungen erfüllt sind und das deutsche Volk und
die deutschen politischen Institutionen ihre An¬
schauungen so grundlegend geändert haben , daß

sie nicht länger mehr e'ne Gefahr für den Frie¬
den und für die Sicherheit darstellen .

Das Memorandum bringt weiter zum Ausdruck ,daß auch eine verhältnismäßig strenge Kontrolle
über das Ruhrgebiet , in dem die deutsche Schwer¬
industrie konzentriert ist , für unbedingt erforder¬
lich gehalten wird .

Dom deutschen Volk soll jedoch eine gewisse
Lockerung dieser E ' nschränkungsmaßnohmen ln
Aussicht gestellt werden , falls es seine Verpflich¬
tungen loyal erfüllt . Es wäre wünschenswert , daß
die Kontrolle Deutschlands nach und nach ln den
Rahmen des Internationalen Sicherheitssystems
mit e*nbezogen 'wird .

Politische und tviilschaftllcbe Zukunft Deutsch¬
lands . Die politische Einheit Deutschlands soll ln
Zukunft gewahrt bleiben , denn nichts deutet da¬
rauf bin , daß das deutsche Volk eine Zergliede¬
rung Deutschlands befürwortet . Es ist , vielmehr
zu befürchten , daß eine Aufteilung nur ein An¬
wachsen deutscher nationalistischer Tendenzen zur
Fo ' ge haben würde , und daß es dann ungleich
schwier ger wäre , eine Gesamtlösung für die deut¬
schen Wirtschaftsprobleme zu finden , die an steh
wünschenswert ist . Andererseits sollte das
deutsche Wirtschaftsleben einer Kollektivkontrolle
unterstellt werden .

Dezentralisierung der Gewalten . Aus Gründen
der Sicherheit scheint eine weitgehende Dezen¬
tralisierung der deutschen Verwaltung und eine
örtliche Autonom e auf demokratischer Grundlage
unbedingt geboten . Aufgrund der gleichen Er¬
wägungen drängt sieb die Notwendigkeit einer
tiefgreifenden Umgestaltung Preußens zwangs¬
läufig auf . Dabei kann eine Änderung des Ver¬
waltungsstatuts , Preußens allein nicht als . aus¬
reichend betrachtet werden . Vielmehr müssen die
sozialen Grundlagen selbst reformiert werden . Die
Aufteilung des preußischen Großgrundbesitzes , die
bereits erfolgt ist , stellt einen Schritt in diesem
S nne dar .

Vollständige Entmilitarisierung . Jede Art mili¬
tärischer Organisation muß verboten werden , und
es ist unbed ngt erforderlich , die Einhaltung die¬
ses Verbots durch eine wirksame Kontrolle zu ge-

. währleisten . Dieses Verbot ist auch noch nach Ab-~schlüß ~ der alliierten Besetzung aufrecht zu erhal¬
ten , jedoch in den Rahmen des internationalen
Sicherhel Issystems ei nzubez :eben .

Demokratische Um - rziehung : Die geistige Isolie¬
rung Deutschlands , die das Hitler -Reg me herbei -
grführt hat , muß aufhören , und dem deutschen
Volk soll die Möglichkeit gegeben werden , mit
der demokratischen Weit in Kontakt zu treten ,deren kulturelle Strömungen auf das deutsche
Volk ihren Einfluß ausüben werden . Außerdem
sollen die alliierten Besatzungsbehörden dem deut¬
schen Volk in möglichst weitem Umfang Redefrei¬
heit zugestehen .

Garantie der Wahrung der Menschenrechte : Die
deutschen Behörden müssen alle Maßnahmen er¬
greifen , die erforderlich sind , um jede der deut¬
schen Rechtssprechung unterstehenden Person den
Genuß der menschlichen Grundrechte zu gewähr¬
leisten . An der Bestrafung der Kriegsverbrecher
sollen sich die deutschen Behörden aktiv betei¬
ligen .

Auch Oesterreich vor dem Londoner Forum
Die internationale Bedeutung der vollständigen

Wiederherstellung der österreichischen Unabhän¬
gigkeit und die Stärke der demokratische^ Tradi¬
tion des österreichischen Volkes waren die beiden
Hauptpunkte , die der österreichische Bundeskanz¬
ler Dr . Leopold Figl in seiner Rede vor den Son¬
derbeauftragten für Österreich bei der Londoner
Konferenz hervorhob . ..Dies sei das erste Mal, seit der Befreiung Euro¬
pas , erklärte Figl , daß das Haupt der österreichi¬
schen Regierung vor einer internationalen Konfe¬
renz über die politische und wirtschaftliche Lagein Österreich spreche . Er spreche deshalb den vier
Großmächten den Dank des österreichischen Vol¬
kes aus , daß sie „vom ersten Tag des großen Be¬
freiungskrieges an , auch für die Freiheit , die Un¬
abhängigkeit und die Souveränität des österreichi¬
schen Volkes kämpften “.

Die Geschichte Österreichs zwischen den beiden
Kriegen sei durch wirtschaftliche und politischeKrisen gekennzeichnet gewesen . Der größte Teil
der Österreicher hätte jedoch den Kampf für die
Unabhängigkeit fortgesetzt . Als an den österreichi¬
schen Grenzen der Faschismus zur Herrschaft ge¬kommen sei , habe kein wirksames System der kol¬
lektiven Sicherheit bestanden . Nachdem das Land
mehreren gewaltsamen Versuchen der Durch¬
setzung mit faschistischen Elementen widerstanden
habe , sei es schließlich dem offenen militärischen
Angriff Deutschlands erlegen . „Der Nürnberger
Prozeß “ , fügte Figl hinzu, „hat gezeigt, daß die
Behörden des souveränen Österreich durch tfohl -
vorbereitete militärische Maßnahmen beseitigt
wurden . Österreich wurde das erste Opfer der
Aggression Hitlers “.

Oesterieich soll von deutscher
Vorhei rsebaft frei sein

Der Unterstaatssekretär im britischen Kriegs¬
ministerium , Lord Pakenham , erklärte vor dem
englischen Oberhaus , daß die jugoslawischen Ge¬
bietsansprüche an Österreich jeder Grundlage ent¬
behrten und das Papier nicht wert seien , auf dem
sie schriftlich niedergelegt seien . Er erklärte
weiter , daß Großbritannien keine weiteren Am¬
putationen österreichischen Gebiets anerkennen
könne . Lord Pakenham , der kürzlich Österreich
besuchte , schilderte in ihren Umrissen die Politik
der britischen Regierung gegenüber Österreich .
Österreich müsse als ein vollständig unabhängiger

Staat mit den Grenzen , wie sie 1937 bestanden , wie¬der erstehen . Das bedeute die Trennung vonDeutschland . Österreich müsse von der deutsenen
Vorherrschaft völlig frei sein . Ferner wolle dies
auch besagen , daß Österreich auf die Wiederge¬
winnung Südtirols von Seiten Italiens ver¬zichte . Das Land müsse wirtschaftlich lebensfähiggemacht und in eine Lage versetzt werden , die esihm ermöglicht , wirtschaftlich wieder auf eigeneBeine zu kommen.
Der amerikanische Vorschlag

. Der amerikanische Plan für die Organisation der
zukünftigen österreichischen Armee sieht in seinen
Grundzügen folgendermaßen aus :

Das österreichische Heer wird 55 OM Mann (bri¬
tischer Vorschlag ) , bezw . 65 000 Mann (amerikani¬
scher Vorschlag ) stark sein. In diese Zahl sind
auch die Zoll - und Gendarmeriebeamten einge¬
schlossen .

Die Luftwaffe wird 90 Flugzeuge und 5 000 Mann
haben . Die Donauflottille wird eine einfache Po¬
lizeitruppe sein .

Die Geschütze dürfen keine größere Reichweite
als 30 km haben , und es ist Österreich verboten ,
Atomwaffen , Raketengeschosse , ferngelenkte Ge¬
schosse usw . zu besitzen .

Österreich darf zu keinem Zeitpunkt deutsches
Kriegsmaterial oder Patente , die die Konstruktion
dieses Materials ermöglichen , erwerben .

Österreich hat alle Maßnahmen zu treffen , um
zu verhindern , daß es Deutschland als Versuchs¬
feld für den illegalen Wiederaufbau deutscher
Streitkräfte dient . Es Ist Österreich vor allem
verboten , m seiner Rüstungsindustrie deutsche
Staatsangehörige oder Personen , die vor 1938
deutsche Staatsangehörige waren , zu beschäftigen .

Österreich darf keine Handelsflugzeuge deut¬
schen und japanischen Musters , oder Flugzeuge ,
deren Hauptteile aus einem dieser beiden Länder
stammen , erwerben .

Die österreichischen Kriegsgefangenen werden
in den 90 Tagen , die auf das Inkrafttreten des Ver¬
trags folgen , in die Heimat entlassen .

Der Plan enthält keine näheren Angaben da¬
rüber , ob die Armee eine Truppe von Berufs¬
soldaten sein oder nur eine Miliz darstellen wird
Es ist andererseits aber aüch keine Kontrolle vor¬
gesehen .

Zu den Vorschlägen . . .
W«r die verschiedenen Memoranden aufmerksam

studiert , die der Londoner Vorkonferenz zum
Deutschlandproblem vorgelegt worden sind , kann
die Schwierigkeiten ermessen , die der Bewältigungdieses Problems anhaften . Bei den Debatten über
die Friedensverträge mit den Vasallenstaaten , die
in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres die
Weltöffentlichkeit beschäftigten , waren zwar auch
Schwierigkeiten zu überwinden , und zuweilen
platzten die gegensätzlichen Auffassungen hart auf¬
einander . Aber die Themen , um die da gestrittenwurde , waren in keinem Falle für die Zukunft
von entscheidender Bedeutung . Wir erinnern uns
beispielsweise , daß die Frage Triest lange Zeit die
Gemüter erhitzt hatte , trotzdem wird niemand be¬
haupten wollen, daß ihre Lösung in dem einen
oder anderen Sinne prinzipiell entscheidend für die
Zukunft Europas gewesen wäre . Anders liegen die
Dinge jetzt beim deutschen Problem . Hier gehtes tatsächlich um die Zukunft
Europas . Seine Lösung ist a priori entscheidend
für die Frage , ob die Welt einem dauerhaften Frie¬
den entgegengeht und damit dem Wohlstand aller
beteiligten Nationen oder ob Unruhe und Unsicher¬
heit die Kennzeichen der künftigen Jahrzehnte sein
werden.

Die der Londoner Konferenz eingereichten Me¬
moranden beschäftigen sich sämtlich in ihrem
Hauptteil mit der Erörterung über die zukünf¬
tige Staatsform unseres Landes Po¬
litische und wirtschaftliche Einheit auf der einen
Seite. Föderalismus im weitesten Sinne des Wortes
auf der anderen Seite . Wir hatten uns bereits kürz¬
lich hier mit dieser Frage beschäftigt und dem Lo¬
ses die Vorzüge des Föderalismus für die deutsch *
Zukunft auch vom deutschen Standpunkt aus klar¬
zumachen versucht Da jedoch die Memoranden
verschiedener Staaten für die wirtschaftliche und
politische Einheit plädieren , müssen wir den Grün¬den für diese Haltung nachzugehen bestrebt sein,um daraus die Schlüsse ziehen zu können , die da*
deutsche Interesse erheischt

Das wichtigste Dokument das der Konferenz vor¬
liegt sind zweifellos die beiden französischen Vor¬
schläge. Sie suchen in diplomatisch meister¬
hafter Weise die unstreitig notwendige wirtschaft¬
liche Einheit mit einem politischen Föderalismus zu
verbinden , den die französische Diplomatie im In¬
teresse der Sicherheit Europas für erforderlich er¬
achtet So will der französische Standpunkt die
Ressorts für Kultur , Unterricht Gesundheitswesen
und Polizei völlig der Verantwortung der Länder
überlassen , während Finanzen . Wirtschaft . Post. Ar¬
beit . Wiederaufbau nur in beschränktem Umfangeder Zuständigkeit der Länder Vorbehalten bleiben .Grundsätzlich aber sollen im allgemeinen die
Länder alle diejenigen Angelegenheiten selbständigzu verwalten haben , die nicht ausdrücklich für die
zukünftige , bundesstaatliche Zentralinstanz vorge¬sehen sind. Dabei ist besonders bemerkenswert ,daß die allgemeine Wirtschaf , und das Finanz¬
wesen auch weiterhin unter alliierter Kontrolle
bleiben , während für Ernährung . Landwirtschaft ,Post- und Transportwesen die deutsche Zentral¬
instanz als maßgebend bezeichnet wird .

Der französische Plan wünscht daß eine gewisse,wirtschaftliche Zentralisierung mit einer politischen
Dezentralisierung in Einklang zu bringen sei. die
geeignet ist . Deutschland ein stabileres Gleichge¬wicht zu geben. Man will die Schaffung großer ,massiver Gebilde vermeiden und fordert deshalb,daß jedes Land volle Bewegungsfreiheit haben soll
für die Ausarbeitung einer eigenen Verfassung .Dadurch Würde Deutschland etn Staatenbund wer¬den, dessen Hauptstadt als selbständiger Bundes¬
bezirk zu konstituieren wäre , um sie jedem Einfluß
des einen oder anderen Landes zu entziehen . An
der Spitze des Ganzen soll ein Bundespräsidentstehen , der die Bundesminister ernennt und den
Bund gegenüber dem Ausland vertritt Als selbst¬
verständlich setzt der französische Entwurf vorausdaß auch die Justizpflege und die interne Verwal¬
tung als alleinige Domäne den Ländern vorzube¬
halten sind, sodaß es nur folgerichtig erscheint ,wenn der französische Vorschlag keine Bundes¬
polizei kennt und diese ebenso wie alle die Sicher¬
heit betreffenden Fragen ausschließlich der Zu¬
ständigkeit der Länder überlassen bleiben sollen

In staatsrechtlichen Erörterungen ist häufig die
Frage ventiliert worden , welches eigentlich der Un¬
terschied zwischen Staatenbund und Bundesstaat
ist Das von Bismarck geschaffene kaiserliche
Deutschland nannte sich bekanntlich Bundesstaat
Wenn wir jedoch die deutsche Reichsverfassungvon vor 1918 mit dem französischen Projekt ver¬
gleichen. so finden wir sehr viel Parallelen , den«
auch in der damalig« , Reichsverfassung waren fast
die gleichen Ressorts" der Zuständigkeit der Länder
Vorbehalten wie in dam französischen Entwurf .Wenn trotzdem der französische Plan ausdrücklich
von einem Staatenbund spricht , so bat dies seinen
Grund wohl in dem in ihm enthaltenen Gedanken ,daß die auswärtigen Angelegenheiten nicht alleini¬
ges Reservatrecht des Staatenbundes sein dürfen .Er soll vielmehr nur für die Beziehung des Ge¬
samtbundes zum Ausland maßgebend sein Diese
seine Zuständigkeit kann jedoch die einzelnen Län¬
der nicht hindern , diplomatische Beziehungen zv
ausländischen Mächten zu pflegen und internatio¬
nale Angelegenheiten zu erledigen , die nur ihr«
eigenen Interessen berühren , wie z. B Grenz- , kul¬
turelle oder technische Fragen . Hierin liegt eir
wesentlicher Unterschied , zu der bismarckschen Ver¬
fassung. Diese sab zwar auch gewisse Reservat -
rechte Württembergs und namentlich Bayerns vor,aber die Führung der auswärtigen Angelegenheiten
lag grundsätzlich in den Händen der Berliner Zen¬
trale . . Dadurch nun . daß die einzelnen Glieder des
Bundes auch nach außen hin eine bestimmte Selb¬
ständigkeit behalten sollen , präsentieren sie sich
im gewissen Sinne als autonome Staaten , deren
Autonomie nur insoweit Einbuße erleidet , als sie
freiwillig auf gewisse Rechte zugunsten des Bundes
verzichten wollen . Beim bismarckschen Reich war
es gerade umgekehrt . Hier blieben den einzelnen
Bundesstaaten prinzipiell nur soviel Rechte übrig,als das Reich ilmen belassen wollte , und wü wis¬
sen. daß im Verfolg dieses Standpunktes das Wei¬
marer Reich den einzelnen Ländern nach und nachimmer mehr Funktionen abknönfte . sodaß die
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Gliedstaat« , Sllmähltch für ri« , Moloch «M Hitler -Deutschland reif gemteht wurdtft -An dieser Entwicklung sollten wir lernet, ; artemuß uns ein Wamung *zeich«n sein und uns gegendie Versuchung gefestigt machon . nicht wiedereines Tages in phantastischer Traumseiighelt in dieArme eines Binheitsraieh«» SU sinfcen . Stutzig dürfteuns deshalb auch das polnische und des tschecho *slowakische Memoranduni machen , die beide jetztdar Londoner Konferenz eingereicht worden sind,und die man wohl mit Fug und ktesht als 8»nsa-tionen bezeichnten kann , denn sie verlangen über »einstimmend im Gegensatz zu den Westmächten einzentralisiertes System in Deutschland , alae einenEinheitsstaat , Dieser überraschenden Auffassungschließt sich eine ebenso überraschende Begründunggn, die darauf hinauslauft , daß ein föderativesDeutschland die Kontrolle durch die Alliierten er¬schwert und nur einen neuen Anschluß ermöglichenwürde . Der polnische Text versteift Sich SOgSr SUdar Behauptung , daß eine föderative Grundlage dieWiedergeburt des deutschen Nationalismus im Rah¬men der Linder nach sich sieben und den An¬schluß begünstigen würde , denn der Zusammen¬schluß mit einer deutschen Provins würde leichtersein , als ein Zusammenschluß mit gutz Deutsch¬land .
Wir können uns verstellen , daß die übrigen Kon¬ferenzteilnehmer über diese Auffassung und ihr«Begründung ebenso überrascht gewesen sind wiew*r . Denn die Argumentation , daß eine Provinzwahr Anziehungskraft besltst . als das ganse Band,und daß dar Nationalismus durch ein föderativesDeutschland mehr gefördert würde e ’i durch einunitsristischei ist derartig durchsichtig , daß eiewohl von den Verfassern der beiden Memorandenselbst nicht ernst genommen wird . Welche

Anziehungskraft sollte auch eine einseine schwacheProvinz auf ein Naehbergebtel aueüben können ,sadnß dieses bereit wäre , sich von dieser Provinzschlucken zu lassenT Inwiefern ist weiterhin dieKontrolle über ein Einheitsdsutschland leichter wieüber «ins, das in eins Reihe von SUuielstaaton xer-gliedort Ist ?
Di« Verfechter Meter Avffatsyna scheinen die

eite römisch- rechtliche Erfah rungnttatsaehe verges¬sen tu heben , daß der - Grundsatz dlvids et imperanoch immer fein « Gültigkeit hat . Es dürfte daherv.-oh ! auch hinter diesen Vorschlägen eine andereTendenz sich versteckt halten , die wir nicht langetu suchen brauchen . Wir wissen, daß die SozieH-
alischo Einheitspartei In Berlin , d. h. praktisch die
kommunistische Partei von Anfang an den Grund¬

satz da« Einheitsstaates verfochten hat . Auch die
Sowjetunion bette zunächst dieser Auffassung ge¬huldigt - Erst später bekehrte sie sich allmählich
■um Föderalismus . Wenn nun jetst pHHslich ohne
triftigen Grund die beiden slawischer, Staaten Po¬len und Tschechoslowakei , die sur ruasischen Ein¬flußsphäre zählen, sieh für ein unUaristisehe *Deutschland su begeistern scheinen , so dürfte hin¬ter dieser Begeisterung das russische Ziel stehen ,Deutschland zu unitarisiaren . Diese Erwägungführt zu der Schlußfolgerung daß die kürzlich «
russische Bekehrung »um deutschen Föderalismuslediglich • (■ taktisches Manöver zu bewerten Istdas die Sowjets im diplomatischen Turnier mit denWestmäehten offenbar für erforderlich hielten -Somit hat Rußland diese beiden Länder wohl
lediglich als vorgeschobene Posten in dieser Fragebenutzt um in Reservestellupg abzuwarten wiesich die Dinge weiter entwickeln werden . Alleinan diesm hier aufgezeigten gegensätzlichen Stand¬

punkten können wir die Schwierigkeiten ermessen,denen die Regelung der deutschen Frag# gegep-übersteht
Es wir « ein Verbrechen an der Zukunft Deutsch¬lands . wenn die verantwortlichen deutschen Poli¬tiker hier abseits stehen und sieh in die Debattenicht etnschalten würden , wir können nicht oftgenug betonen , daß die Alliierten nur darauf war -ten. eine präzis « deutsche Stellungnahme in dieserFrage zu erfahren , die ohne Leidenschaftlichkeittedigiieb getragen von sachlichst» Gesichtspunkten ,das Für und Wider der einzelnen Auffassungen imdeutschen Interesse behandelt Erfordert diesesdeutsch« Interesse den Einheitsstaat ? in unsorankttraliehen Ausführungen an dieser Stelle habenWir versucht , darauf eine begründete Antwort zugeben . Uns sollte die plötzliche östliche Vorliebefür diese Staatsform umso bedenklicher stim -nen.als wir wissen , daß dar Kommunismus täglicherPrägung mit seinen Gleiehschaitungstendcnzen

Verteidiger plädieren in Rastatt
Vereist mehr giondeitiliobe El 8rt«r Unsen

Rechtsanwalt Fuchs erläuterte in ausführlichen ,von vielseitigen historischen und literarischen Ge¬
sichtspunkten erhellten Ausführungen die geistigenund moralischen Hintergründe des KE- Systems. Er
Sing dann auf die »wischen dam Kollektivum der

elMtung und dam Maß der Beteiligung das ein¬zelnen bestehende Kluft ein. Jeder Angeklagtemüsse nach seiner individuellen Schuld bestraftwerden . Eine KolJekUvbgstrafung könne auch nachdem Nürnberger Urteil kaum m Frage kommen,dann dort habe 4er amerikanische HauptanklägerJackson erklärt , daß es nicht in der Absicht dar
Alliierten liege, daa ganse deutsche Vo'k für die
Verbrechen verantwortlieh zu machen . Es sei alsoeuch im Fall des Lagers Dautmcrgen notwendig ,trotz aller Schwierigkeiten das Einzelmaß der Ver-
antworiung bereuasuelellen ,

Rechtsanwalt Bresemle - Tübingen , der den
Angeklagten Nr. l , Schwarte , sü verteidigen hatte ,plädierte für seinen Mandanten , das Gericht möge,falle es zur Auffassung gelange, daß ßchwartz in
der Zeit , die für den ledigen Prozeß bedeutsam ist,keine Verbrechen begangen habe , den Angeklagtennach dem Nürnberger Urteil als alten Angehörigeneiner verbrecherischen Organisation , der S8 näm¬

lich , bestrafen , möge sich dibei jedoch auf die imNürnberger Urteil miterwähnte Klausel beziehen,in der gesagt wird , daß in . solch?n Fällen das Ur¬teil des Gerichtes Sieh drn Strafen der deutschenEntnasifiaioruniskammer ansugleiehen habe.Reehtjanwalt Koch . Reutlingen , der Verteidigerder Angeklagten Rieffiin . Loses und Deutsch, be¬antragte für Rieffiin und für Loses eine Gefängnis¬strafe , Deutsch -olle nach § 223 des deutschenStrafgesetzbuches wegen Körperverletzung bestraftwerden .
Bei der Verteidigung der Angeklagten Kirsch ,stem . Nagorsep und Weber ging der Verteidiger .Dr , Küpper * Rastatt , in längeren Ausführungenauf grundsItziiehejurlstischeFrag anein . Er heb besonders hervor , daß es In diesemProzeß darauf ankomme daß die Zukunft mDeutschland den ersten Ansatzpunkt einer von Ge¬fühlen freien Rechtssprechung >n Deutschland er¬kennen möge. Besonders wichtig sei es die Ver¬antwortlichkeit des einzelnen Angeklagten kjarherau $*uschäien -
Dr , Braun . Frefburg hob In seiner Verteidi¬gungsrede besonders darauf ab daß man den soge¬nannten kleinen Mann kaum zum Tods verurteilen

Um Hindenburgs Testament / Oskar von Hlndenbqrjr »Iz Zeuge Im Papen- Sproefcverfahren
Galt Ftiluche in seinem Mioletsnum als „libeiaierDemokrat “ ?

NÜRNBERG — Nach dam Abschluß der Verneh¬
mung das früheren Stahlhelmführere Franz
5 e I d t e , der sich über das Zustandekommen des
Ilarzburger Treffens und da» Hltlerkabinotts äu¬
ßerte , wurde Oskar von Mndenburg , dar Sahn des
Raicl spiäsidepten als Zeug« aufgorufen . Er wurde
vom Vorsitzenden der Spruchkammer aufgefordert .
; ,!eh übar das Zustandekommen des Testaments sei¬
ne* Vaters zu äußern .

, .ln seinen letzten Lebensjahren machte sich der
Reichspräsident des Öfteren Gedanken über die
Abfassung eines politischen Testaments " , begann
Oskar von Hindanburg . „ Im Mär* 1934 holte er ei¬
nen Tes '.amantsentwurf au» * seinem Schreibtisch
heraus und sagte mir , daß er das Ende de» Ent¬
wurf » , in dsm er che Wiedereinführung einer Mo¬
narchie anheim »teilte , ändern wollt « , da er d '.a-
sen Vorschlag wegen der augenblicklichen Zerris¬

senheit des deutschen Volkes nicht für e'ne Ver¬
öffentlichung geeignet Hielt , Dafür solle der letzteTeil seines Buche» .aus me'nsm Loben1

, der testa -
montähnllehen Charakter trage , in die endgültige
Fassung dee Testaments gebracht werden ."

Auf dia Frage des Vorsitzenden , ob er selbst ge¬sehen habe wie dar Adjutant von der Schulenburg ,der damit beauftragt war , das Testament schrieb ,antwortet « Htndenburg , er sei nicht dabei gewe¬sen , da von dar Schutenburg es vermutlich in einerZeit von zwei Stunden in seinem Zimmer aus¬
fertigt e,

Camilt Sachs : „Herr Zeuge waren sie selbst da¬bei. als Ihr Vater das Originaltastamant unter¬schrieb ?"
Von HindsRburgi „Ja , Ich bin sicher, Ich war zu¬

gegen."

Echtes Testament existierte seit Juni 1934
Wie der Zeuge weiter fortfuhr , glaube er , daß

auch Rapen bei der Unterschrift des Testaments an¬
wesend gewesen sei - „Nach der Unterschrift “ , fuhr
von Hindenburg weiter fort,- . wurde das Doku¬ment .’ glaube ich, von meinem Vater mit einem Pet¬schaft gesiegelt und eigenhändig kuvertiert , und

.zwar mit zwei Briefumschlägen , Der erste ent¬
hielt sein Testament mit dem aogefinderton Text ,der zweite den nicht zur Veröffentlichung bestimm¬
ten Vorschlag für die Aufstellung eines absoluten ,von der Regierung unabhängigen Souveräns - Die«ses Kuvert war von Schulenburg beschriftet und
crh ' elt d <e Aufschrift : , An den Re 'chskanzler , oder
an den Kanzler des deutschen Volkes ."

Auch dieser Vorschlag wurde von Schutanburghandschriftlich verfaßt und von Hindenburg unter¬
zeichnet . Beide Kuverts seien In einen großen Um¬
schlag gesteckt und Im Panzerschrank oder im
Schreibtisch des Reichspräsidenten bis zur Abreise
nach Nsudock, am 4. Juli 1934, aufbewahrt worden .
Als Hindenburg gestoiben war . . •
■soll sich sein Gut Neudeck unter strengem Ab¬
schluß durch SS nach außen befunden haben . Da¬
zu erklärt Dakar von Mndenburg . von einer SS»
Absperrung habe er nichts gesehen Ebenso unrich¬
tig sei die Angabe, daß Heydrieh Kommandant von
Neudiek gewesen öder dort drei Zimmer bewohnt
habe . Noch einmal fragte der Präsident den Zeu¬
gen, ob er tatsächlich von der 33 -Absperrung nichts
wahrgenommsn habe . Mndenburg verneinte aber¬
mals en'schiedin . Weiter bestritt er , daß er jemalszu Schultze-Pfälzer gesagt habe , ein Testament sei¬
nes Vaters sei nicht vorhanden , „Es war ein Testa¬
ment vorhanden “

, sagte der Zeuge, „und noch ein
besonders dazugehöriges Schreiben “, Präsident ;
„Herr von Papen , wissen" Sie, was mit dem zwei¬
ten Kuvert geschehen ist, das den Begleitbrief des
Testaments enthielt ?“

Nachdem Papen diese Frage verneint hatte , zogsich die Kammer zu einer Beratung zurück , dann
verlas der Vorsitzende einige Sätze aus dem Testa¬
ment Hindenburgs , wie es damals dl« Presse darge¬
stellt hatte .

„ Ich danke der Vorsehung , daß sie mich an mei¬
nem Lebensabend die Stunde der WJedererstar -
kung erleben ließ . . . . mein Kanzlet Adolf Hit¬
ler hat viel getan .“

Es heißt dann weiter , es sei sein Wunsch, daß
das Volk weiter zusammenstehe , damit noch Grö¬
ßeres geleistet werden könne.

Präsident : „Hat Ihr Vater das geschrieben ?"
Mndenburg : „Ja , sonst wäre es ja wohl nicht

gedruckt .“
Präsident : „Entschuldigen Sie, aber diese Ant¬

wort scheint mir doch eine etwas naive Schlußfol¬
gerung zu sein , denn ln dieser Zeit wurde gar vie¬
les gedruckt , was mit der Wahrheit nichts zu tun
hatte, " Hierauf verkündete der Präsident , die
Kammer habe beschlossen, von H Indenburgals ersten Zeugen ln diesem Verfahren zu
vereidigen .
Fritzsche — der optimistische Informator
. Fritzsche galt in seinem Ministerium als „libe¬
raler Demokrat “, erklärte der Zeuge Kurt Maier
im Verlaufe seiner Vernehmung . Er habe wieder¬
holt beobachtet , so versicherte Maler , daß Fritzsche
oft alle Hände voll zu tun hatte , um verschiedene
seiner Mitarbeiter vor der Gestapoverfolgung zu
schützen. Hieran sei wiederum Fritzsche selbst
schuld gewesen , well gerade sein Ruf als . .Nicht-
Nationalsozialist “ und seine persönliche Haltung
seine Mitarbeiter des öfteren zu damals „staats¬
feindlichen “ Äußerungen veranlaßt hätten .

Fritzsche , so sagte der Zedg«. habe zu JenerSchicht gehört , die vom Nnziregim« auf Grund
Ihrer persönlichen vertrauenerweckenden Haltungale Träger der Gutgläubigkeit de* dru ’sehen Volkesbenützt und zusammen mit diesem betrogen und
getäuscht worden sei.
Var n nicht „strafbarer Idfe'Iimat ?"

Dr . Drexel wies darauf hin , daß es auch einen
„strafbaren Idealismus “ gäbe und daß er sich ge¬rade im Falle Fritzsche nicht verstellen könne , wie
ein Mann, dem wohl da» umfangreiche Nachrich¬
tenmaterial zur Verfügung stand , nicht zu jenerErkenntnis gelangen konnte , die unzähligen ande¬ren Deutschen offenbar wurde .

Auf die Frage des Vorsitzenden ob Fritzsche ln
seiner damaligen Position als Ministerialdirektoretwa von der Außenwelt völlig isoliert gewesen sei,entgegnete Maier , Fritzsche sei einer einseitigenund zwar bewußt irreführenden Information unter -
atellt gewesen.

Dar öffentliche Ankläger beantragte tm Verfah¬
ren gegen Hans Fritzsche dessen Einreihung in die
Gruppe der Hauptschuld gen und seine Einweisungin ein Arbeitslager auf die Dauer von 19 Jahren
unter Nichtanerkennung »einer bisherigen Heft.

„ Ich btdiurt “, so sagte der Ankläger , „daß
mir das Gesetz nicht die Möglichkeit gibt , im

Namen der Millionen Blutopfer nazistischer Ge¬waltherrschaft die Tode » ,träfe für diesesübervolle Maß an Schuld fordtemzukönne n“.
Der öffentliche Ankläger bezweifelte daß von„antifaschistischer Höhung" Fritzsche» die Redesein könne . Vielmehr könne es »ich nur um reinmenschliche Empfindungen handeln , die dem Be¬troffenen picht abzusprechen seien . Diese mensch¬lichen Empfindungen aber könne man auch bei derBestie Hitler beobachten , wenn sich - dieser bei¬spielsweise mit Kindern un ’erhiejt . ln seinen wei¬teren Ausführungen ließ Ankläger Müller nochmalsdie bisherige Spruehkammerverhandtuns abrollen .Er betonte . Fritzsche *et aufgrund seine» Beitrittszur Nazipartei im Jahre 1933 in die Gruppe tf derAktivisten einzureihen . „Diese Belastung“. z„ sagteer , „könnte von Seiten des Betroffenen in keinerWeise widerlegt werden “ . Auf Grund SahlretehefSchriften und Reden Fritzsche* » ehe fest, daßFritzsche einer dar bedeutendsten Propagandistendir Naz.lpartei war . Auszüge aus einer Rede Fritz»

»che» , die er 1934 in Stockhalm gehalten hat er¬gaben . daß er se' bst zu diesem Zeitpunkt noch
propagandistisch für die Nazipartei gewirkt hat .

FrKzsdie* Endziel : Erzeugung von f?a8
„Das Endziel seiner mehr als tausend Ansprachenund Rundfunkreden war“ »aste Mül 'or. Haß zu

erzeugen , wenn auch nicht mit der .Holzhammer¬
politik ' »sine» Vorgängers , sondern mit zanften
Methoden. Fritzsche war selbst Soldat an der Ost¬
front und seine Intelligenz sagt ihm daß Deutsch¬land seine mächtigen Gegner nie und nimmer be¬
siegen konnte . Dennoch hat er in letzter Minuteden Wehrwolf zum Widerstand aufgerufen und zu
Partisanenkämpfen aufgefordert als das Schiff
.Groß -Deutschland ' . Schon im Absmken begriffenwar .“ „ Heute noch“ , so erklärte Müller zum Schluß
seiner Ausführungen , „schämen sich Tausende Deut¬
scher , der Lügenpropaganda eines Hans Fritzsches
erlegen zu sein . Tausende fordern >n ihren Zu¬
schriften die höchstmögliche Bestrafung dieses Ver¬
brechens am deutschen Volke. Ich bitte die Kam¬
mer , Ihren Entscheid zu treffen “.

Verhandlung gegen Schacht Im Febmar
STUTTGART — Die Spruchkammarverhandlunggegen Hjalmar Schacht wird In der zweiten Hälft»

des Monats Februar in Stuttgart stättfinden .

Das Elend der Flüchtlings-Trecks
Die Toleo de » eil« In Biesiau

Der am Verwelhflaehtsabend ln Bückeburg einge¬
troffene Flüchtlings trensport verzeichnet bisher 68
Tote. Davon starben 3ä auf der Fahrt 19 im Bücke¬
burger und 12 im Haroeler Krankenhaus Insgesamtwurden nach Beendigung der Fahrt 141 Personen
in Krankenhäuser untergebracht , darunter 73
Sehwerstkranke mit Lungenentzündungen , lebens¬
gefährlichen Kreislaufstörungen und Erfrierungen .

Die ersten Toten gab es bereits auf dem Bres¬lauer Bahnhof , wo der Transport am 18 Dezember
In Marsch gesetzt wurde . Weitere Todesfälle wur¬den unterwegs festgestellt . Doch wühlen die tägli¬chen Abgänge von den Waggoninsassen geheimge¬halten . da sie wahrscheinlich längere Aufenthalteund entsprechende Maßnahmen des polnischen Be -
Sleitpersonals zur Folge gehabt hätten Ärztliche

Ulfe war nur in wenigen Fällen möglich da weder
Instrumente noch Arzneien zur Verfügung standen .Der Sanitätswagen enthielt lediglich einen kleinen

Ofen, für den kein Brennmaterial vorhanden war .Einer d«r beiden Treckärzte kam mit erfrorenen
Füßen ins Bückeburger Krankenhaus . Seine Fraustarb an den Folgen der Fahrt

Die Durchsehnittstcmneratur belief s'ch auf etwa
20 bis 25 Grad Kälte . Die Waggon* w ? ien Innenund außen mit einer dicken Eiskruste überzogenLebensmittel , soweit dem Zugriff der Beleemann-
Schnft entgangen , waren ungenießbar alle Deckenund Mäntel steif gefroren . Mittags wenn die Sonne
auf die Wagen schien , tropfte das Tauwasser wie ln
einer Tropfs ' einhöble von den Wänden Beim Aus¬
steigen auf freier Strecke bestand die Gefahr daßdie Hand« an den völlig vereisten Türgriffen an¬froren . Die Kälte verseizto vor allem die alten
Leute in einen Zustand völliger Apathie . Einigeversterben im Sitzen . Viele waren auf ihrem Urin
festgefroren Unter dm Flüchtlingen befanden sich
zahlreiche schwangere Frauen , ve denen fünf wäh¬rend der Fahrt niederkamen . —p—

BekäMiudinijr an alle
t verschleppten Personen

Da« zwischenstaatliche Komitee für Flüchtlinge , tndem SS nationale Regierungen vertreten sind , will alle
diejenigen schützen , die auf Grund der F.re ' en 'sse in
Europa seit dem Weltkr cg >» >* - :* freiwillig öder ge¬zwungen Ihr Heimatland wegen Ihrer Rafsc . ihrer Re-
l 'gion oder Ihrer politischen Überzeugung — sowendiese nicht im Widersprach sieht zu der Charta derVereinten Nationen — oder well sie für Ihr Lebenoder für Ihre Freiheit , fürchten mußten , verlassenhaben.

Reit dom 16 . Juli 1846 ist dis Kc-m’tcc offiziell beauftragt , ziel} zwecks Auswanderung nicht nur mit denÜZastonlosen , den Opfert} des Nazismus und den spa¬nischen Flüchtling .-n zu befassen , sondern mit allenFlüchtli ngen und verschleppten Personen , die aus

güP 'gen -Gründen nicht In Ihr Heimatland oder anihren alten Wohnsitz zurückkehren können «derwollt n.
Alle derart 'ge Personen mit Ausnahme von

Gemeinen Verbrechern ,Verrätern und Kriegsverbrechern ,Gründern von Bewegungen , die den gewalt¬sam ' n Sturz einer alliierten R-gicrurtg zumZie,c haben ,
werden unter den Schutz des Kom'tces und der ansaute steilycrtreKndcn internationalen Institut o„vn
gestellt , bis sie eine neue Staatsangehörigkeit erwar¬ben . Deshalb ist das Komitee oeauftrsgt worden , dte
Auswanderung nach Ländern zu o . gan sic-ren , in de¬nen diese Personen die Mdg; fhtteiten zur Gründungeiner ncu -.n Fx ste . ,r finden werden . Die Vereinten
Nationen haben dem Komitee genügend finanzielleMittel zur Verfügung gestellt , so daß die Auswan -

ßsrauf bedacht sein muß. ein möglichst zentrali¬stisch regierte * Deutschland vor sieh zu haben.Dann di« ganse Struktur »einer Ideologie verlangt
ßabietoriseh nach einer Typisierung in allen Le-epsforman . Der Kollektivismus höchster Potenzkann pur auf einem Boden gedeihen der von einerSteile aus einheitlich beackert wird Individuell »Dilferensierungen müssen »uirtem gangen Wese«nach ihm immer fremd bleiben.Wir können aus diesen Überlegungen entnehmen ,dßfl das Schicksal mit unerbittlicher too scher Kon?Sequenz auf deutscher Erde die Frage beantworte *Wird, ob der Individualismus , die Persönlichkeiterkultur , der die Menschheit soviel ew ge Werte ver¬dankt '. in Zukunft die Welt regieren wi -4 oder derKollektivismus , der Masienmenseh ohne individuel¬les Gesicht , Das Schicksal hat uns aufgorufen mdieser historischen Stunde , bei Beantwortung dieserFrage mitzuheifen . Hoffen wir, daß es kein trägesund kleine » Geschlecht findet,

könne , wann man di« Hauptverantwortlichen amLaben lassen Würde. $o sei Baldur von Schirachzu 29 Jahren Gefängnis verurteilt worden - seineMandanten aber , die nur die Befehle der Haupt¬verantwortlichen ausgeführt hätten , sollten mit demKopf büßen.
Di« Schlußworte dar Angeklagte »

Dia meisten Angeklagten schlossen sieh den Aus¬führungen Ihrer Verleid gar an . Schwerts erklärte ,daß er seine Tätigkeit in dsn K ? » s !s Dienst amVaterland angesehen habe und d ' ß er das Gerichtbitte , von der Todesstrafe abzusahan Harttenst - inübernahm wieder . ' wie schon in seinem Verhör dievolle Verantwortung für alle Befehle d e er se’bstgegeben habe , und bat (ja* Gericht zu entscheiden,ob er gefehlt habe . Der Angeklagte Nr 3 Scbmi-detzky . behauptete , daß er alles getan habe wasin »einen Kräften stand , um den Häftlingen su hei¬len .

Meldungen vom Taöm
Neue italienische Regier ung geb 'Wet

ROM — Die Euscmmenseifuns der neuen italie¬nischen Regierung wird nach den Besprechungen,die de Gassen mit den verschiedenen Par toianhatte , wahrscheinlich folgende seih !
Ministerpräsident und Innere * : Alcide de Oe«»perl ; Außere « : Graf Sforza fünsbhängigari : Fi»nanz- und Schatzamt - enmp 'Mi Pietro (cter 'stl,Demokrat ) 1 Unterricht : Guido GonOMa 'Christi De»mokrat ) ; Handelsmarine : Sa ’vaiorc A ' d 'sio fehr'StLDemokrat ) ; Post : Mario SceTba 'Christi. Demokrat );Landcsvorteid ^ ung (Krieg , Marine Luftwaffe ?:Lu )gl Gasparotto (Unabhängiger ) : Jus ' lz : FausteGulio (Kommunist ) ; Industrie und Handel MaureScocc'mnrro (Kommunist }; Transport : GiaoomoFerrari (Kommunist }: öffentliche Arbeiten : Giu¬

seppe F.omila (Sozialist der proletarischen Ein¬heit ) ! Außenhandel : Rödo' fo Morandi (Sozialist) ;Arbeit : Gaetano Barbareschi (Sozialist).

Ve ? lssau »u«vulum föt Regierung Rumäne ?
PARI« — Die Nationalversammlunghat der Regierung Ramadier mit SfJgegen in stimmen da *, vertrau « » aus¬

gesprochen .

SED im eScfcs 'scheo Landtag Ubent ’miat
DRESDEN — Der sächsische Landtag nahm amMittwoch einen CDU- Antrag über da* Einspruchs¬recht von Bestraften bei Verstößen gegen d 'e Wirt«schaf ' sp’npung mit 5« gegen 43 stimmen der SEDan . In der vorhergehenden Debatte hatte sieh d1«SED gegen den CDU - Antrag ausgesprochen , derbei Strafmaßnahmen in Füllen von Vers' äßen ge¬gen die Wirtschaftsplanung den ordontUchsfl

Rechtsweg verlangte .

Personalakten verbräunt
MÜNCHEN — Bei dem am Dienstag im bayeri¬schen Siaatsmüvsterutm für Unterricht und KuUue

ausgebrochenen Brand sind neben umfangreichem
Aktenmaterial allgemeiner Art auch über «m-
tausend Persona ’ akten bayerischer Studienräte ver¬
brannt . Dagegen werden vom Kultusministerium
olle Pressemeldungen dementiert , wonach mehrere
tausend Personalakten von Professoren vernichte !
sein sollen.
Staske Eisbildung auf Rbe ’u und Mosel
KOBLENZ — Die tiefen Temperaturen der letz¬

ten Tage haben auf dem Rhein und seinen Neben¬
flüssen wieder zu starken Vereisungen geführt .
Am Mittelrhein bildet « sich an der Lore' ey Stark -
eis Unterhalb der E »Versetzung treibt nur noch
wo -og Ei * zu Tal . während oberhalb , bei CauO
und an dar Wirbeley . starke » Ei* *r»lben herrscht
Pie Mittelmosel ist auf weiten Strecken zuge¬froren .

derung nach Ob«r »ec ab sofort vorbereitet und es»
■ >ni « iert wndcn k*nn

F3r alio dieien -.gcn , die in der Lsg « sind . «Inrain
o -ler >n Graupen auszuwmdetn , besteht sehen ’e*Hzelten » de» Kenne «*« dt « M *#, 'Chke‘t . die»« Au -wso -
dorane nseh zahlreicher } Ländern durrhrufJhren *»handelt rch werbe um »©lene Personen , die öb*r
dt « erforderlichen Geldmittel verfügen und d,< <m
Besitze von Visa» oder von Ai Bcit -vertrsgen sind

Ebenso bericht für S ' le diejenigen s- hon ,»trt dl«A 'is» *h' auf brsrhlcumete Abreise , dte ln ‘r«e«d-
eincm Land nahe verwandt « haben , die »n <h ' tn »^ehiCKsal interessiert srr.d Oie Vcrtre er de* K »mt*
tces »tno beauftragt 1edcn «weinen d erer r »Ue ru
prüfen , und mit »llen «tenen zur VerfCgun « stehe - des
Mitteln die Auswanderung su imter -mtzen wenn
diese m ' s ' icii ist . o *e Vcrtrerrr de» KomMee» wer¬de*! sieh euch mit der Regelung »Smtl 'eher Formell - ‘
taten 'Tür die Reu « erfassen

Für diejenigen Personen , die diesen Bedingungennicht entsprechen , oorebet das zw schonstaatnch « Ko¬
mitee die gemem -ame pu -wanderung vor Scteeo
:ctzt Ist es sut Grund von Abiwhungen mogtirn ,bin» Auswanderung von über IW 900 Personen . d*esich z . Zt in den vcrsch ndenen Besat *ung *-onen Be¬finden . vorzubereiten . Es 1» t deshalb erforderlich ,da 'l alle Personen , die beabsichtigen ml* au -zuwan¬dern , mit einer der idlgcnden Stellen Verbindungaufnehmen .

l , Mir den Offizieren der Direktion für verschlepptePerson rn ,
r , mit den Leitern der UNRRA Dienststellen ,
».> mit den Vertretern des ztvischonstaatl cheo Ko-

mttees für KiOciuhnge .
Polgcnde Dienststelle » des zwischenstaatlichen Ko¬mitees ftir Flüchtlinge stehen den verschleppten Per¬sonen mit Auskunft bezüglich der Auswanderung «uzVerfügung
Ras atr -Badem , Schloß , Tel 26 14
Neustadt ' (Pfalz }, Sektion für verschleppte Personen .Tel 24.7) ,
Ravensburg tWUbg .j , Mättelinstr . r . Tel rt .ZL

Ab I . Februar >147 sind für den Internationalen Foat-vcrkehi Briefe bU zum Höchstgewicht von US Gramm
zugel -ss-n .

acdak „ on : L ^ - “ CLraar _ W.iu »eaaf, ' Dr H F . Geiler .
Anzeigenteil : Anni Gattin «. - Biihler Geschäftsstelle :
Hauotstr . SO. Acherncr Geschäftsstelle : Hauptstr -12.
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